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Rz.   Randziffer  
 
s., S.   siehe, Seite  
sog.   sogenannt  
StB   Der Steuerberater (Zeitschrift)  
Stbg.   Die Steuerberatung (Zeitschrift)  
StbJb.   Steuerberater-Jahrbuch  
StBp   Die steuerliche Betriebsprüfung (Zeitschrift)  
Steuer-journal.de  Fachmagazin für Steuerberater (Zeitschrift)  
StuB   Steuern und Bilanzen (Zeitschrift)  
StuW   Steuer und Wirtschaft (Zeitschrift)  
 
Tz.   Textziffer  
 
u.a.   unter anderem  
Ubg.   Die Unternehmensbesteuerung (Zeitschrift)  
Urt.   Urteil  
u. U.   unter Umständen  
 
Verf.   Verfasser  
VerfGH  Verfassungsgerichtshof  



 XIV 

Vfg.   Verfügung  
vGA   verdeckte Gewinnausschüttung  
vgl.   vergleiche  
v. H.   vom Hundert 
Vorbem.  Vorbemerkung  
VwGO  Verwaltungsgerichtsordnung  
 
WM   Wertpapier Mitteilungen (Zeitschrift)  
WWKK  Wlotzke Wissmann Koberski Kleinsorge (Kommentar) 
 
z. B.   zum Beispiel  
Zfbf Schmalenbachs Zeitschrift für betriebswirtschaftliche Forschung 
ZGR   Zeitschrift für Unternehmens- und Gesellschaftsrecht 
ZHR   Zeitschrift für das gesamte Handelsrecht und Wirtschaftsrecht  
Ziff.   Ziffer  
ZIP   Zeitschrift für Wirtschaftsrecht  
ZRP   Zeitschrift für Rechtspolitik  
ZPO   Zivilprozessordnung  
z. Zt.   zurzeit  
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A. Einleitung und Gang der Darstellung  
 

I. Einleitung  

Die verdeckte Gewinnausschüttung (vGA) gilt seit jeher als eine der 
umstrittensten körperschaftsteuerrechtlichen Institute und sorgt sowohl in der 
Literatur als auch bei den Beteiligten in der Praxis regelmäßig für kontroverse 
Diskussionen1. Ein Grund hierfür mag ihre unzureichende gesetzliche 
Verankerung sein. Aber auch der Rechtsprechung ist es bislang nicht gelungen 
einen Maßstab zu entwickeln, der eine klare und eindeutige Bestimmung von 
vGA-Sachverhalten ermöglicht. Zwar wurde das Institut der vGA in gewissem 
Umfang auch mit Hilfe der Finanzgerichte und des Bundesfinanzhofs (BFH) 
fortentwickelt, die im Einzelfall erzielten Ergebnisse können jedoch nicht ohne 
Weiteres auf andere Sachverhaltskonstellationen übertragen werden. In vielen 
Teilbereichen möglicher vGA-Sachverhalte herrscht somit keine ausreichende 
Rechtssicherheit2.  
Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich angesichts des breiten Themenspektrums 
und der schier unüberschaubaren Anzahl gerichtlicher Entscheidungen nur mit 
einem Teilaspekt der vGA, zugleich aber mit einem ihrer praxisrelevantesten 
Sachverhaltskonstellationen. Gemeint ist die Bestimmung der Angemessenheit 
von Gesellschafter-Geschäftsführervergütungen. Dieser Themenkomplex gilt 
seit jeher als einer der strittigsten aller denkbaren vGA-Sachverhalte, nicht 
zuletzt, weil Betriebsprüfer und Steuerberater – von einigen rudimentären 
                                                 
1  Funck, Seite 49 ff. und 67 f., kommt in seiner empirischen Analyse zu Streitpotenzialen im 

Steuerrecht zu dem Ergebnis, dass – abhängig von der Erhebungsmethode – zwischen 18 und 49 
Prozent aller Streitfälle im Körperschaftsteuerrecht auf verdeckte Gewinnausschüttungen 
zurückzuführen sind; Bahlau, DStZ 1986, 576 [577], spricht von einem „Hauptstreitpunkt“; nach 
Meinung Frotschers, FR 2002, 859, stellt die vGA das „streitanfälligsten Institut im 
Körperschaftsteuerrecht“ insgesamt dar; Buciek, Stbg. 2005, 60, schätzt den vGA-
Sachverhaltsanteil an streitig geführten Verfahren auf mindestens die Hälfte. Auf Anfrage des 
Verfassers wollte das BMF die genannten Zahlen für das außergerichtliche Rechtsbehelfsverfahren 
weder bestätigen noch dementieren. Auch den nicht veröffentlichten Ergebnissen der „Statistik über 
die Einspruchsbearbeitung der Finanzämter“ (zuletzt BMF-Schr. 2012/0821398) sind danach keine 
Informationen zu entnehmen, wie viele Einsprüche auf das Körperschaftsteuerrecht im Allgemeinen 
und die vGA im Besonderen entfallen.  

2  Bisweilen führte das dazu, dass der BFH sich einander widersprechende erstinstanzliche Urteile 
unbeanstandet ließ, vgl. etwa zu Sonn-, Feiertags- und Nachtzuschlägen für Gesellschafter-
Geschäftsführer BFH v. 14.7.2004 – I R 24/04, BFH/NV 2005, 247 f. (…„Es ist deshalb gerade 
nicht möglich, in diesem Bereich von der allgemeinen Praxis … auf den 
Veranlassungszusammenhang speziell im Verhältnis zu einem Geschäftsführer zu schließen.“) und 
v. 14.7.2004 – I R 111/03, BFH/NV 2004, 1605 f. („Wurde eine bestimmte Vereinbarung nicht nur 
mit dem Gesellschafter-Geschäftsführer, sondern auch mit vergleichbaren gesellschaftsfremden 
Personen abgeschlossen, so kann dies gegen eine Veranlassung der Vereinbarung durch das 
Gesellschaftsverhältnis sprechen.“).  
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Leitlinien abgesehen – fast ausschließlich auf die vorhandene Kasuistik der 
Gerichte und damit im Ergebnis auf eine streitanfällige Einzelfallbetrachtung 
verwiesen sind. Im Zweifelsfall soll das (noch) angemessene Gesellschafter-
Geschäftsführergehalt geschätzt werden. Als Ausgangsbasis für das 
Schätzverfahren dienen sogenannte Gehaltsstrukturuntersuchungen. Die Analyse 
und Beurteilung dieser Studien stellt einen Schwerpunkt dieser Arbeit dar.  
 
Nach dem eben Gesagten räumt die Rechtsprechung den Beteiligten im Rahmen 
von Einzelfallbetrachtungen, Schätzungen und der Deutung von 
Gehaltsstrukturuntersuchungen weitreichende Interpretationsspielräume ein. 
Einige Berater begreifen diese Spielräume zwar als Gestaltungschance3, 
tatsächlich sind jedoch Meinungsverschiedenheiten zwischen der 
Finanzverwaltung und dem Steuerpflichtigen über die Frage, welche Vergütung 
noch und welche bereits nicht mehr steuerlich angemessen ist, absehbar. Letzten 
Endes entsteht für alle Beteiligten eine erhebliche (Planungs-)Unsicherheit. Ein 
verbindliches, klares und vor allem praxisgerechtes Prüfungsschema mit 
kalkulierbaren Ergebnissen steht indes nicht zur Verfügung.  
Die Reformen der jüngeren Vergangenheit, namentlich die Unternehmens-
steuerreform 2008, haben an alledem kaum etwas geändert. Die (teilweise) 
Umqualifizierung der Gesellschafter-Geschäftsführervergütung in eine vGA 
bringt in ihrer Gesamtheit nach wie vor Steuermehrbelastungen mit sich4. 
Aufgrund zunehmender Staatsverschuldung und regelmäßig wiederkehrender 
Steuerskandale5 werden die Betriebsprüfer deshalb auch in Zukunft 
größtmöglichen Prüfaufwand betreiben und insbesondere bei 
Verantwortungsträgern im Bereich des Wirtschaftslebens genau hinsehen. Das 
betrifft auch, wenn nicht sogar gerade die Gruppe der hier im Mittelpunkt der 
Betrachtung stehenden Gesellschafter-Geschäftsführer. Mit Hilfe einer 
Individualkontrolle unter Hinzuziehung von im Einzelnen noch zu erörternden 
Kriterien sollen die Finanzbeamten feststellen, ob die Vergütung des 
Geschäftsführers in einem (noch) angemessenen Verhältnis zu den von ihm 
erbrachten Leistungen steht. Doch welcher Betrag ist unter steuerlichen 
Gesichtspunkten angemessen und wie lässt er sich bestimmen? Diese Fragen 

                                                 
3  Hoffmann, GmbHR 2003, 1197 [1199]; ders., GmbH-StB 2004, 62 [63]; Schröder, GmbHR 2003, 

1218 [1219].  
4  Vgl. etwa Janssen, Verdeckte Gewinnausschüttungen, Rn. 210; Ott, GmbH-Stpr. 2007, 257 [259 

f.]; Prühs, Seite 118 (zum Halbeinkünfteverfahren): „…ist eine vGA, z.B. in Form eines 
„überhöhten“, nicht angemessenen Geschäftsführergehalts, die steuerlich teuerste Art der 
Gewinnverteilung und sollte tunlichst vermieden werden“. Vgl. dazu auch B.I.3.  

5  Vgl. etwa die Steueraffäre „Liechtenstein“ (2008) oder die der Finanzverwaltung mit der 
Auswertung von „Steuersünder-CDs“ (2009-2011) zugänglich gewordenen Steuersachverhalte.  
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beschäftigen nicht nur Betriebsprüfer, sondern auch – und zunächst – die 
Unternehmenseigner und deren Berater.  

 

II. Gang der Darstellung  

 
Zu Beginn der Arbeit erfolgt eine systematische Einordnung des Instituts der 
vGA sowie eine kurze Erläuterung ihrer Voraussetzungen und Rechtsfolgen. 
Auch werden in diesem Teil verfahrensrechtliche Fragestellungen, eine 
mögliche Rückabwicklung und das Beweisrecht bei vGA-Sachverhalten 
angesprochen. Soweit erforderlich und sinnvoll wird bereits hier auf die Person 
des Gesellschafter-Geschäftsführers als Adressat einer vGA eingegangen.  
 
Die Frage der Angemessenheit von Gesellschafter-Geschäftsführervergütungen 
wird im zweiten Teil der Arbeit behandelt. Dabei wird zunächst erörtert, wie 
Finanzverwaltung und Gerichte vorgehen, um ein steuerlich angemessenes 
Gehalt zu ermitteln. Im Anschluss werden die zur Ausfüllung des sogenannten 
externen Betriebsvergleichs maßgeblichen Gehaltsstrukturuntersuchungen 
analysiert, verglichen und bewertet. Schließlich ist zu klären, inwieweit die 
Beteiligten die beschriebenen Gehaltsstrukturuntersuchungen in der Praxis 
verwenden.  
 
Im dritten Teil der Arbeit wird auf Basis der gewonnenen Erkenntnisse und nach 
der Diskussion weiterer Beurteilungsansätze der Versuch unternommen, einen 
den praktischen Bedürfnissen gerecht werdenden Ansatz zur Bestimmung der 
Angemessenheit von Gesellschafter-Geschäftsführervergütungen zu entwickeln. 
Hier wird – neben der Erwägung sich von dem externen Betriebsvergleich als 
Ausgangsbasis der Schätzung zu lösen – auch ein Blick in die zivilrechtliche 
Praxis geworfen und die gesetzgeberischen Überlegungen und Wertungen nach 
der Finanz- und Wirtschaftskrise der Jahre 2008/2009 aufgegriffen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 


